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§ 40. Verfahren bei der Zulassung 

(1) Über einen Antrag auf Zulassung eines Kraftfahrzeuges oder Anhängers zum Verkehr hat, 
abgesehen von den im Abs. 2 bis 5 angeführten Fällen, die Behörde zu entscheiden, in deren örtlichem 
Wirkungsbereich das Fahrzeug seinen dauernden Standort hat. Als dauernder Standort eines Fahrzeuges 
gilt der Hauptwohnsitz des Antragstellers, bei Fahrzeugen von Unternehmungen der Ort, von dem aus der 
Antragsteller über das Fahrzeug hauptsächlich verfügt und bei Fahrzeugen von Einzelunternehmern je 
nach Beantragung entweder der Hauptwohnsitz oder der Sitz des Unternehmens; 

 a) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für den Bundespräsidenten, die Präsidenten des 
Nationalrates, die Vorsitzenden des Bundesrates, die Mitglieder der Bundesregierung, die 
Staatssekretäre, die Mitglieder der Volksanwaltschaft, den Präsidenten oder Vizepräsidenten des 
Verfassungsgerichtshofes und Verwaltungsgerichtshofes oder des Obersten Gerichtshofes, den 
Präsidenten des Rechnungshofes sowie zur Verwendung im Bereich des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes der Bundespolizei, der Finanzverwaltung, der Strafvollzugsverwaltung oder 
der Post bestimmt sind, sowie für Heeresfahrzeuge als dauernder Standort Wien, 

 b) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für Dienststellen des Landes Niederösterreich mit dem Sitz 
in Wien oder für den Landesverband vom Roten Kreuz für Niederösterreich bestimmt sind, als 
dauernder Standort Tulln, 

 c) bei Fahrzeugen, die zur Verwendung für die Präsidenten der Landtage sowie für die Mitglieder 
der Landesregierungen bestimmt sind, als dauernder Standort die jeweilige Landeshauptstadt, 

 d) im Falle einer Miete des Fahrzeuges aus einem anderen EU-Mitgliedstaat der Hauptwohnsitz des 
Mieters als dauernder Standort des Fahrzeuges. 

(2) Über einen Antrag auf vorübergehende Zulassung (§ 38) hat die Behörde zu entscheiden, in 
deren örtlichem Wirkungsbereich der Antragsteller seinen Aufenthalt hat. 
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(2a) Im Verfahren auf Zulassung eines Fahrzeuges oder bei Adressänderungen kann die 
Zulassungsstelle zur Prüfung des Wohnsitzes eine Abfrage beim Zentralen Melderegister durchführen. 
Die Zulassungsstelle erhält Auskunft über das Vorliegen eines Hauptwohnsitzes oder Nebenwohnsitzes 
des Antragstellers. Treffen die Abfragekriterien (Vorname, Zuname, Geburtsdatum) auf mehrere 
Personen zu, so übermittelt das Zentrale Melderegister die Datensätze zu allen gefundenen Personen. Die 
Zulassungsstelle hat in einem solchen Fall die Entscheidung zu treffen, welcher der gefundenen 
Datensätze dem Antragsteller entspricht. Der Bundesminister für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie kann durch Verordnung festlegen, dass die ZMR – Abfrage ab 
einem bestimmten Zeitpunkt verpflichtend durchzuführen ist. 

(2b) Im Verfahren auf Zulassung eines Fahrzeuges sowie bei angezeigten Adress- oder 
Namensänderungen eines Unternehmens hat die Zulassungsstelle die Angaben des Antrages mit den 
Daten des Unternehmensregisters gemäß § 25 des Bundesstatistikgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, 
abzugleichen. Aus dem Unternehmensregister sind Name, Sitz des Unternehmens, Zustelladresse, die 
Kennziffer des Unternehmensregisters, die jeweilige Stammzahl gemäß § 6 Abs. 3 E-GovG, BGBl. I 
Nr. 10/2004 sowie die Umsatzsteueridentifikationsnummer (UID-Nummer) zu übernehmen und zu 
speichern. Bei beantragter Zulassung auf einen dauernden Standort, der aus dem Unternehmensregister 
nicht ersichtlich ist, ist hinsichtlich der Adresse dieses Standortes den Angaben des Antrages zu folgen 
und die im Antrag angegebene Adresse als Zulassungsadresse zu speichern. Ein davon abweichender Sitz 
des Unternehmens ist zusätzlich aus dem Unternehmensregister zu übernehmen und zu speichern. Dieser 
Abgleich erfolgt zum Zwecke der eindeutigen Identifikation eines konkreten Unternehmens als 
Zulassungsbesitzer und der auf dieses Unternehmen zugelassenen Fahrzeuge. Weiters werden der 
Zulassungsstelle Name, Anschrift und Geburtsdatum der nach außen vertretungsbefugten Personen des 
jeweiligen Unternehmens im Unternehmensregister angezeigt, damit die Angaben des Antrages überprüft 
werden können. 

(3) Über einen Antrag auf eingeschränkte Zulassung (§ 39) hat, unbeschadet der Bestimmungen des 
Abs. 5, der Landeshauptmann, in dessen örtlichem Wirkungsbereich das Fahrzeug verwendet werden soll, 
nach Anhörung der Straßenverwaltungen, denen die Erhaltung der in Betracht kommenden Straßenzüge 
obliegt, zu entscheiden. Falls auch Gemeinde- oder Privatstraßen befahren werden sollen, so kann der 
Landeshauptmann von der Anhörung der Gemeinden als Straßenerhalter oder der Eigentümer der 
Privatstraßen absehen und im Bescheid auftragen, dass vor Durchführung des Transportes die 
Zustimmung der Gemeinde oder des Straßeneigentümers einzuholen ist. 

(4) Über einen Antrag auf eingeschränkte Zulassung (§ 39) eines Fahrzeuges, das in den örtlichen 
Wirkungsbereichen von zwei oder mehr Landeshauptmännern verwendet werden soll, hat, unbeschadet 
der Bestimmungen des Abs. 5, nach Anhörung der Straßenverwaltungen, denen die Erhaltung der in 
Betracht kommenden Straßenzüge obliegt, der Landeshauptmann zu entscheiden, in dessen örtlichem 
Wirkungsbereich der dauernde Standort des Fahrzeuges liegt; bei sinngemäßer Anwendung dieser 
Bestimmung gemäß § 45 Abs. 5, § 46 Abs. 3, § 82 Abs. 5, § 101 Abs. 5 und § 104 Abs. 9 ist das 
Verfahren auf Antrag von dem Landeshauptmann zu führen, in dessen örtlichem Wirkungsbereich die 
Fahrt angetreten wird oder das Fahrzeug in das Bundesgebiet eingebracht wird. Der das Verfahren 
führende Landeshauptmann hat das Einvernehmen mit den übrigen betroffenen Landeshauptmännern 
herzustellen. Falls auch Gemeinde- oder Privatstraßen befahren werden sollen, so kann der 
Landeshauptmann von der Anhörung der Gemeinden als Straßenerhalter oder der Eigentümer der 
Privatstraßen absehen und im Bescheid auftragen, dass vor Durchführung des Transportes die 
Zustimmung der Gemeinde oder des Straßeneigentümers einzuholen ist. Einem Antrag auf 
eingeschränkte Zulassung (§ 39) oder auf Bewilligung von Transporten gemäß § 82 Abs. 5, § 101 Abs. 5 
oder § 104 Abs. 9 ist nur dann stattzugeben, wenn der Antragsteller, sein Bevollmächtigter und 
gegebenenfalls auch ein beauftragter Transporteur die für die ordnungsgemäße Verwendung des 
Fahrzeuges bzw. die Durchführung des Transportes erforderliche Verlässlichkeit besitzen. Diese 
Verlässlichkeit liegt nicht vor, wenn der Antragsteller oder sein Bevollmächtigter oder ein beauftragter 
Transporteur innerhalb der letzten sechs Monate bewilligungspflichtige Transporte mit einer gefälschten 
oder verfälschten Bewilligung durchgeführt haben oder wiederholt Sondertransport-Bescheid-Auflagen 
grob missachtet haben, oder eine solche Bewilligung wegen Missbrauchs aufgehoben worden ist. Wird im 
Zuge einer Kontrolle eine ge- oder verfälschte Bewilligung vorgewiesen, so ist der Landeshauptmann, der 
die Bewilligung erteilt hat, zu verständigen. Im Falle einer Verfälschung einer erteilten Bewilligung kann 
diese vom Landeshauptmann aufgehoben werden und in Folge die Ausstellung von Bewilligungen bis zu 
einem Zeitraum von sechs Monaten verweigert werden. 

(5) Heeresfahrzeuge sind vom Bundesminister für Landesverteidigung und Sport zuzulassen. Die im 
Zuge der Zulassung erfassten Daten sind im Sinne des § 40b Abs. 6 Z 2 der zentralen Zulassungsevidenz 
gemäß § 47 Abs. 4 zu übermitteln. Wurde für ein solches Fahrzeug eine Ausnahmegenehmigung (§ 34) 
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unter der Bedingung erteilt, dass es nur auf bestimmten Arten von Straßen verwendet wird, so sind vor 
der eingeschränkten Zulassung (§ 39 Abs. 1) die Straßenverwaltungen anzuhören, denen die Erhaltung 
der in Betracht kommenden Straßenzüge obliegt. 

(5a) Fahrzeuge des öffentlichen Sicherheitsdienstes der Bundespolizei sind vom Bundesminister für 
Inneres zuzulassen. Die im Zuge der Zulassung erfassten Daten sind im Sinne des § 40b Abs. 6 Z 2 der 
zentralen Zulassungsevidenz gemäß § 47 Abs. 4 zu übermitteln. Die Bestimmung des § 40 Abs. 5 letzter 
Satz findet auch für solche Fahrzeuge Anwendung. 

(6) Bei Fahrzeugen, für die eine Bestätigung gemäß § 37 Abs. 2 lit. c vorgelegt wurde, ist die 
gesetzliche Interessenvertretung, die die Bestätigung ausgestellt hat, von der Zulassung des Fahrzeuges 
unter Angabe des zugewiesenen Kennzeichens zu verständigen. Im Falle der Abs. 3 und 4 sind die im 
§ 37 Abs. 2 angeführten Nachweise der Behörde zu erbringen, in deren örtlichem Wirkungsbereich das 
Fahrzeug seinen dauernden Standort hat. 
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